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Landesarbeitsgericht Nürnberg 

BESCHLUSS 

In dem Beschwerdeverfahren  

 A…   
 

Kläger und Beschwerdeführer 

Prozessbevollmächtigte/r 

 …   
 

gegen 

 Firma B…    
  

Beklagte  

Prozessbevollmächtigte/r 

   … 
 

 



 

erlässt das Landesarbeitsgericht Nürnberg durch den Vorsitzenden der Kammer 5, Vorsit-
zender Richter am Landesarbeitsgericht   M a l k m u s ,   ohne mündliche Verhandlung 

 
folgenden 
 

Beschluss: 
 

1. Die sofortige Beschwerde des Klägers gegen den Beschluss des 
Arbeitsgerichts Würzburg/Kammer Aschaffenburg vom 17.09.2007, 
Az.: 11 Ca 184/07 A, in der Fassung des Nichtabhilfe- und Vorlage-
beschlusses vom 12.10.2007 wird zurückgewiesen. 
 

2. Die Rechtsbeschwerde wird zugelassen. 
 
 

Gründe: 
 

I. 
 
Gegenstand des Verfahrens ist die Frage, ob dem Kläger für das Klageverfahren vor dem 
Arbeitsgericht der ihn vertretende Rechtsanwalt C… beizuordnen ist.  
 
Der Kläger hat, vertreten durch Rechtsanwalt C…, mit Schriftsatz vom 07.02.2007 eine 
Leistungsklage gegen die Beklagte erheben lassen. Mit Schreiben vom 06.03.2007 hat 
der Kläger Prozesskostenhilfe unter anderem für dieses Klageverfahren beantragt. Das 
Schreiben ist beim Arbeitsgericht im Nachtbriefkasten desselben Tages eingegangen. Im 
Gütetermin vom 08.03.2007 wurde das Klageverfahren durch Abschluss eines Vergleichs 
beendet. 
 
Mit Beschluss vom 10.08.2007 hat das Arbeitsgericht den Prozesskostenhilfeantrag des 
Klägers im Hinblick auf den vergleichsweise dem Kläger zustehenden Betrag von 
€ 56.550,-- brutto abzüglich € 17.028,90 netto zurückgewiesen, da dieser Anspruch als 
einzusetzendes Vermögen im Sinne des § 115 ZPO anzusehen sei. Auf die sofortige Be-
schwerde des Klägers hin hat das Arbeitsgericht mit Beschluss vom 10.08.2007 den Be-
schluss vom 25.05.2007 abgeändert und dem Kläger Prozesskostenhilfe für die erste In-
stanz ab dem 06.03.2007 ohne Raten bewilligt.  
 
Den mit Schreiben vom 25.08.2007 gestellten Antrag des Klägers, ihm Herrn Rechtsan-
walt C… im Rahmen der Prozesskostenhilfe zur Vertretung beizuordnen, hat das Arbeits-
gericht mit Beschluss vom 17.09.2007 zurückgewiesen. In dem Antrag des Klägers vom 
06.03.2007 könne kein konkludent gestellter Beiordnungsantrag gesehen werden; die 
Beiordnung eines Rechtsanwalts nach Abschluss der Instanz sei nicht mehr möglich.  
 
Zur Begründung seiner dagegen gerichteten sofortigen Beschwerde führt der Kläger aus, 
der von ihm betraute Anwalt C… sei von Anfang an von ihm in Anspruch genommen wor-
den und habe ihn gerichtlich vertreten. Der erfolgte Beiordnungsantrag sei auf Hinweis 
seines Anwalts der Form halber gestellt worden. In Anbetracht der Komplexität, der exi-
stenziellen Brisanz und des offensichtlichen Versuches der Gegenpartei, sein Recht durch 
offensichtliche Mittel wie Nichtzahlen auf Zeit zu spielen sowie ihn finanziell „auszuhun-



 

gern“, hätten sein Anwalt und er eine gewisse Arbeitsteilung vereinbart, um die Kosten so 
gering wie möglich zu halten.  
 
Ergänzend wird auf den Inhalt der eingegangenen Schreiben des Klägers Bezug genom-
men. 
 

II. 
 
Die zulässige sofortige Beschwerde des Klägers hat in der Sache keinen Erfolg.  
 
Das Arbeitsgericht geht zutreffend davon aus, dass der Antrag auf Beiordnung eines 
Rechtsanwalts nach Abschluss der Instanz nicht mehr möglich ist (Germel-
mann/Matthes/Prütting/Müller-Glöge, ArbGG, 6. Aufl., § 11a Rdnr. 65).  
 
Zu Recht vertritt das Arbeitsgericht auch die Auffassung, dass in dem Antrag des Klägers 
vom 06.03.2007 ein konkludenter Antrag auf Beiordnung des ihn vertretenden Rechtsan-
walts nicht gesehen werden kann. Von einem solchen Bedeutungsgehalt der Antragstel-
lung vom 06.03.2007 könnte ausgegangen werden, wenn der Antrag vom Prozessbevoll-
mächtigten des Klägers gestellt worden wäre (Motzer, Müko, ZPO, 3. Aufl., § 121 
Rdnr. 15 m.w.N.). Auch sonstige Umstände, welche auf einen konkludent gestellten Bei-
ordnungsantrag schließen lassen könnten, liegen nicht vor. Dagegen spricht, dass der 
Kläger im Gütetermin Erklärungen, den Prozesskostenhilfeantrag das Verfahren 
11 Ga 3/07 A betreffend – ausweislich des Protokollinhalts – in Anwesenheit seines Pro-
zessbevollmächtigten selbst abgegeben hat. Dafür, dass die gestellten Anträge vom Klä-
ger bewusst selbst gestellt worden sind, spricht auch das Beschwerdevorbringen des Klä-
gers, wonach er mit seinem Anwalt eine gewisse Arbeitsteilung vereinbart habe, um die 
Kosten so gering wie möglich zu halten. 
 
Das Arbeitsgericht hat die Entscheidung über den Prozesskostenhilfeantrag auch nicht 
verzögert; in solchen Fällen wäre eine nachträgliche Beiordnung in Betracht gekommen 
(OLG Bamberg, Beschluss vom 24.01.1990, JurBüro 1990, 517 ff.). Der Kläger hat seinen 
Prozesskostenhilfeantrag erst mit Schreiben vom 06.03.2007 gestellt, dieser Antrag konn-
te der zuständigen Kammervorsitzenden erst einen Tag vor dem verfahrensbeendenden 
Gütetermin vorgelegt werden. 
 
Die Möglichkeit, den Beiordnungsantrag noch nach Abschluss des Verfahrens stellen zu 
können, eröffnete sich für den Kläger auch nicht im Hinblick darauf, dass ein Hinweis 
nach § 139 ZPO sowie die Belehrung nach § 11a Abs. 1, Abs. 2 ArbGG seitens des Ar-
beitsgerichts unterblieben sind (vgl. Germelmann/Matthes/Prütting/Müller-Glöge, ArbGG, 
6. Aufl., § 11a Rdnr. 65; unklar: GK-ArbGG/Bader, § 11a Rdnr. 180).  
 
Gegen diese Entscheidung kann vom Kläger Rechtsbeschwerde gemäß nachstehender 
Rechtsmittelbelehrung eingelegt werden.  
 
 
 
 

Rechtsmittelbelehrung: 
 
Gegen dieses Urteil kann der Beschwerdeführer Rechtbeschwerde einlegen. 
 
Die Rechtsbeschwerde muss innerhalb einer Frist von einem Monat eingelegt und be-
gründet werden. 



 

 
Beide Fristen beginnen mit der Zustellung des Beschlusses. 
 
Die Rechtsbeschwerde muss beim  
 

Bundesarbeitsgericht 
Hugo-Preuß-Platz 1 
99084 Erfurt 
 
Postanschrift 
Bundesarbeitsgericht 
99113 Erfurt 
 
Telefax-Nummer: 
0361 26 36 -20 00 

 
eingelegt und begründet werden. 
 
Die Rechtsbeschwerdeschrift und die Rechtsbeschwerdebegründung müssen von einem Rechtsanwalt unter-
zeichnet sein.  
 
Es genügt auch die Unterzeichnung durch einen Bevollmächtigten der Gewerkschaften und von Vereinigun-
gen von Arbeitgebern sowie von Zusammenschlüssen solcher Verbände 
- für ihre Mitglieder  
- oder für andere Verbände oder Zusammenschlüsse mit vergleichbarer Ausrichtung und deren Mitglieder  
 
oder 
 
von juristischen Personen, deren Anteile sämtlich in wirtschaftlichem Eigentum einer der im vorgenannten 
Absatz bezeichneten Organisationen stehen,  
- wenn die juristische Person ausschließlich die Rechtsberatung und Prozessvertretung dieser Organisati-

on und ihrer Mitglieder oder andere Verbände oder Zusammenschlüsse mit vergleichbarer Ausrichtung 
und deren Mitglieder entsprechend deren Satzung durchführt 

- und wenn die Organisation für die Tätigkeit der Bevollmächtigten haftet. 
 
In jedem Fall muss der Bevollmächtigte die Befähigung zum Richteramt haben. 
 
Zur Möglichkeit der Rechtsbeschwerdeeinlegung mittels elektronischen Dokuments wird 
auf die Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr beim Bundesarbeitsgericht 
vom 09.03.2006 (BGBl. I, 519 ff.) hingewiesen. Einzelheiten hierzu unter 
http://www.bundesarbeitsgericht.de/. 
 
 
Nürnberg, den 04. August 2008 
       Der Vorsitzende 
 
 
 
 
        M a l k m u s 
   Vorsitzender Richter 
am Landesarbeitsgericht 

 

 

 



 

Leitsatz: 

1. Der Antrag auf Beiordnung eines Rechtsanwalts muss vor Beendigung 
des Verfahrens gestellt worden sein. Ein solcher Antrag liegt konklu-
dent in einem Prozesskostenhilfe-Bewilligungsantrag, wenn dieser von 
einem Rechtsanwalt gestellt wird. 
 

2. Eine nachträgliche Beiordnung kommt in Betracht, wenn das Arbeits-
gericht die Entscheidung über den Prozesskostenhilfeantrag verzögert 
hat. 
 

3. Unterbleibt ein Hinweis nach § 139 ZPO sowie die Belehrung nach 
§ 11 a Abs. 1, 2 ArbGG seitens des Arbeitsgerichts, so eröffnet dieses 
allein noch nicht die Möglichkeit der nachträglichen Beiordnung. 

 

 


